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Asbest - Deutsche Wohnen gewährt Spandauerin Mietminderung 

erst ab Kenntnis des Asbestmangels 

Deutsche Wohnen Kundenservice GmbH übergeht Asbestrechtsprechung des Amts-
gerichts Spandau und des Landgerichts Berlin. Der Berliner Senat sollte einen Klage-
fonds einrichten, um die Mieterinnen und Mieter der Deutsche Wohnen bei der Wahr-
nehmung ihrer Rechte zu unterstützen. 

Aufgrund einer beschädigten asbesthaltigen Bodenplatte in der Küche forderte der  
AMV - Alternativer Mieter- und Verbraucherschutzbund e.V. für eine Mieterin aus Spandau 
unter Bezugnahme auf die Entscheidungen des Amtsgerichts Spandau - 6 C 539/14, Urteil 
vom 19.03.2015 und des Landgerichts Berlin - 18 S 133/15, Urteil vom 11.02.2016, von der 
Deutsche Wohnen eine Mietminderung ab Beginn des Mietverhältnisses. 
 
Zwar gewährte die Deutsche Wohnen Kundenservice GmbH daraufhin eine Mietminderung 
in Höhe von 20 % der Bruttowarmmiete für die Zeit ab Kenntnis des Asbestmangels bis zum 
Beginn der Asbestsanierungsarbeiten und wegen der Bodensanierung eine Mietminderung 
in Höhe von 100 % der Bruttowarmmiete für die Zeit der Ausführung der Asbestsanierungs-
arbeiten, lehnte jedoch weitergehende Ansprüche ab, indem sie mitteilte, dass mit der ge-
währten Mietminderung alle weitergehenden Ansprüche abgegolten seien. 
 
"Die Deutsche Wohnen missachtet mit ihrer Entscheidung, nicht auf den Mietbeginn, son-
dern auf die Kenntnis des Asbests abzustellen, die maßgebliche Rechtsprechung des Amts-
gerichts Spandau und des Landgerichts Berlin", sagte der 1. Vorsitzende des AMV - Alterna-
tiver Mieter- und Verbraucherschutzbund e.V., RA Uwe Piper. "Aus den Entscheidungen des 
Amtsgerichts Spandau - 6 C 539/14, Urteil vom 19.03.2015 und des  Landgerichts Berlin  
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- 18 S 133/15, Urteil vom 11.02.2016, ergibt sich eindeutig, dass es nicht auf die Kenntnis 
ankommt, sondern dass die Mietzinsminderung nur die Aufhebung bzw. Einschränkung der 
Tauglichkeit der Mietsache zum vertragsgemäßen Gebrauch voraussetzt und es damit auf 
den Zeitpunkt ankommt,  in dem die Gefahrenquelle erstmals vorhanden war. Dies ist vorlie-
gend der Mietbeginn mit der Folge, dass der Mietzins von der Deutsche Wohnen ab dem 
Beginn des Mietverhältnisses zu mindern ist", argumentiert Piper.  

Im Einzelnen: 

Das Amtsgericht Spandau - 6 C 539/14, Urteil vom 19.03.2015, argumentiert hierzu in dem 
Rechtsstreit gegen die GSW Immobilien AG auf der Seite 4 seines vorgenannten Urteils wie 
folgt: "Der Mietzins war ab dem Beginn des Mietverhältnisses am 7. Dezember 2013 gemin-
dert. Nach § 536 BGB setzt die Mietzinsminderung (nur) die Aufhebung bzw. Einschränkung 
der Tauglichkeit der Mietsache zum vertragsgemäßen Verbrauch voraus; auf die Kenntnis 
der Vertragsparteien oder gar ihr Verschulden kommt es nicht an. Mithin ist für den Beginn 
der Minderung der Zeitpunkt maßgeblich, in dem die Gefahrenquelle erstmals vorhanden 
war (Bundesgerichtshof, Urteil vom 27. März 1972 - VIII ZR 177/70 unter 3.; Landgericht 
Darmstadt, Urteil vom 8. Januar 1997 - 7 S 159/96)." 

Im maßgeblichen Berufungsurteil des Landgerichts Berlin - 18 S 133/15, Urteil vom 
11.02.2016, zu dem vorgenannten Rechtsstreit des Amtsgerichts Spandau heißt es auf Sei-
te 4 wie folgt: "Dass die Mieter Kenntnis von der Kontamination erlangten, stellt dagegen 
keinen über den Grundmangel hinausgehenden Mangel dar und rechtfertigt keine höhere 
Minderungsquote. Ob ein Sachmangel vorliegt, ist objektiv anhand des tatsächlichen Zu-
stands der Mietsache zu bewerten. Ob der Mieter den objektiv bestehenden Mangel auch 
subjektiv als solchen empfindet, hat damit außer Acht zu bleiben, auf die Höhe der tatsäch-
lichen Gebrauchsbeeinträchtigung kommt es nämlich gerade nicht an (vgl. BGH, Urteil vom 
04.05.2005 - Az. XIII ZR 254/01, Rn. 27)." 

"Die Entscheidung der Deutsche Wohnen ist nicht nur mieterunfreundlich, sondern rechtlich 
auch unhaltbar", meint Piper. "Sollte die Deutsche Wohnen ihre falsche Rechtsauffassung 
nicht revidieren, ist die Mieterin gezwungen, Klage vor dem Amtsgericht Spandau zu erhe-
ben und es wird zu einem komplett überflüssigen Prozess kommen, dessen Ergebnis bereits 
jetzt feststeht", sagte Piper. "Die Vorgehensweise der Deutsche Wohnen erweckt den Ein-
druck, als ob sie darauf spekuliere, dass die Mieterin sich nicht traue, ein Gerichtsverfahren 
anzustrengen", mutmaßt Piper. "Genau für solche Fälle sollte der Berliner Senat einen Kla-
gefonds einrichten, um die Mieterinnen und Mieter der Deutsche Wohnen bei der Wahrneh-
mung ihrer Rechte finanziell zu unterstützen", fordert Piper. 
 
Berlin, den 29.05.2017 
 
Ass. Marcel Eupen, Pressesprecher des AMV 
 

 

 

 

 

 

  


